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Genelunigung des Quarti. erplan$ "Ruberbau.~1-Düss 1 isbalden" der 
Gemeinde Märstetten; Behoudlung ven sechs Beschwerden gegen 
de!l Qna.r-t.ierplan 

1. Nit Schreiben vom 16. November 1976 ersucht der Gemeinderat 

von Närstettcn um Genehmigung eines Quartierplans "Ruber-

baum-Dliss lishald ea''. Dieser Plan ergänzt den yom Regi erun.gs ·· 

rat am 18. Dazembcr 1973 genehmigten Quartierplan für den 

Ortsteil Ottoberg und ändert ihn ab, sor:ei t das erforderlich 

ist. Es "ar im Beschluss von 1973 ver:i.angt wonlen, die un-

gün::;tige Parzeliierung durch e1ne Landt<mlegung zu verbessern 

und für die neu anzulegenden Strassen Niveaulinien zu erstel-

len. Diesen Erfordernissen genügt die neue Planung. Ebenso 

wurde die LinienfiL.'u-ung der Erschliessungsstrassen noch et~ras 

vereinfacht llDd durch Fusswege ergänzt. 

2. In formeller Hinsicht ist festzuhalten, dass der neue Quartier­

pla.n Yom Gemeinderat am 16. August 1976 beschlossen wurde. 'ti?.h­

rend der öffentlichen Auflage, die vom 25. August bis 7 .. Septem­

ber 1976 erfolgte, wurden neun Einsprachen eingereicht. Eine 

wurde zurückgezogen; alle andern wies der Gemeindol'at ganz 

oder teilweise ab . .Am 5. Oktober 1976 hiess der Gemeinderat 

den aufgrund der Einsprachen geringfügig abgeünderten Quartier­

plan gut. 

Sechs Einsprecher zogen den abweisenden Entscheid der Gemeinde­

behörde mit Beschwerde an den Hegierungsrat weiter: 
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a) Alfred Nohn, Ottoberg, beanstandet die Linienführung der 

Erschliessungsstrasse B; er wünscht, dass sie aus dem Qua.r­

tie1~lan gestrichen wird. 

b) Erbengemeinschaft Krapf-Hut, Ottoberg; sie wendet sieh ge­

nerell gegen den Plan und überhaupt gegen den Einschluss 

der Parzelle in das Baugebiet. 

c) }ax ICrapf 1 Weinfelden, wendet. sich gegen den Bau der Er­

sehliessungsstrasse A, weil sie unnötig sei und ihn nur 

mit hohen Kostenanteilen belaste. 

d) Hans Huber, Ottoberg, vertreten durch Rechtsanwalt. Dr. Zell­

weger, Amriswil 1 wendet sich gegen die Landumlegung. 

e) Hans Helbling, Ottoberg, beanstandet ebenfalls die vorge­

sehene neue Form seiner Parzelle; sie ist naeh seiner Auf­

fassung weniger gut überbaubar als in der alten Porm. Eben-· 

so erachtet er die Linienführung der Erschliessungsstrasse als 

zu aufwendig. 

f) H. Geigers Erben, Ottoberg, beanstanden die Aufhebung eines 

Fuss- und Fahrwegrechts, das vor der Landumlegung zugunsten 

il1rer Parzelle bestand. 

Grundsätzlieh ist festzuhal ten, dass alle Besehwerd.en rechtzei­

tig eingereicht wurden. Ebenso sind alle Beschwerdeführer durch 

den Quartierplan in ihren Rechten betroffen und daher zur Be­

schwerde legitimiert. Die Beschwerden sind im Genehmigungsver­

fahren des Quartierplans zu behandeln. Der Gemeinderat beau­

tragt in seiner Vernehmlassung Abweisung sämtlicher Beschwerden. 

3. 1fas ist der wesentliche Inhalt des neuen Quartierplans und in 

welchenTeilen unterscheidet er sieh von jenem von 1973? Naeh 

--·-- .... -----·-~ --------- ~------------------ --
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wie vor dienen die Staatsstrasse \"leinfelden-Ott,oberg und die 

Gemeindestrasse Ottoberg-Härstetten als Sammelschienen für 

das geplant"e Erscbliessungsnetz. Die Linienführung der Er­

schliessungsstrassen A und B entspricht im wesentlichen eben­

falls dem alten Plan; im Bereich "Vogelsang" wird jedoch auf 

da!:! Verbindllngsstüek zur Gemeindestrasse verzichtet. Neu ist 

die Strasse C; sie folgt. aber einem bestehenden Gemeindesträss­

chen von 3 Hetern Breite. Das gesamte Netz der Ersehliessungs­

strassen ist so trassiert, dass mit einem Minimum an zusätz­

lichen Strassen das gesamt.e Areal für die UeberbaUtmg erschlös­

sen werden Jr..ann, Neu sind. zum grossen Teil die Pusswegverbindun­

gen, so vorn Kehrplatz der Strasse B in die Strasse A so,de zrrei 

Wege von der Strasse A in die Ruberbaumstrasse. Der frühere 

Kirch- und Schulweg vom Ruberbaum zum Schulhaus 'l'rird vom Kehr­

platz der l::trasse C an auf die Zonengrenze gelegt. Der Ausbau­

standard der geplanten Strassen ist z<reclmJässig; die Fahrbahn­

breiten betragen durch,>egs 5 Hete:.:-, Dazu korr.men bei der Stras­

se A und. bei der Ruberbaun!Strasse je ein einseitiges Trottoir 

von 2 Hetern Breite. Zusammen mit (len Pusswegen bietet das 

dern.nicht Notorisierten einen genügenden Schutz. Zweekmässig 

sind aueh die Baulinien, die vor allem im Bereiche des Wei­

lers Huberbaum der bestehenden Ueberbauung angepasst sind. 

Dort ist für die nah an der Gemeindestrasse liegende Ueber­

baUtmg eine Katastrophenbaulinie vorgesehen, Sio muss beach­

tet werden, '"enn dieses Gebäude durch Elementarschaden ganz 

zerstört oder vom Eigentümer freiwillig abgebrochen wird. 

Kurvenradien und Steigungsverhältnisse sind nicht gerade 

optimal; sie ],önnen aber für Quartierstrassen toleriert wer­

den. 

Der seh,rerwiegendste Hangel der alten Quartierplanung, die 

höebst tmgünstige Parzellierung, ist im neuen Quartierplan 

besci tig-t. Insgesaot mussten 26 Grtmdeigentümer in die 
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Umlegung eingeschlossen werden; die Zahl der Grundstücke •.rurcl.e 

von 46 auf 25 vermindert. Die neue Zuteilung ist zweclunä.ssig; 

die Parzellen sind alle überbaubar und sie können mit dem 

neucn Strassennetz erschlossen "\"terden. Auch die landwirt­

schaf-tliche Nutzung ist nach wie vor möglich, Insgesamt steht 

der Genehmigung des Quartierplans nichts entgegen. 

Durch die Genehmigung e=halten die folgenden Bestandteile 

Rechtskraft: 

Baulinien {einschliesslich Katastrophenbaulinic) 

Ausbam:tandard der Erschliessungsstrassen A, B und C 

Niveaulinien der l~rschliessungss-trassen .A, B uni!. C 

Fusswcge (genaue Linienführung und lmsbaubreitc) 

Landlunl e gung 

Geli!äss .Anhang zum Quartierplan tritt dieser in Kraft., ·w-e= 

- selbstverständlich nac]! Genehmigung durch den Regierungs­

rat - von einem der betroffenen Grundeigentümer ein Bauge~ 

such eingereicht wird, das die Erstellung einer Erschlies­

sungsstrasse oder die Aenderung des Besitzstandes gernäss 

Landumlegung erfordert. Dannzumal ist auch das Land für den 

Strassenbau gegen Entschädigung abzutreten. 

4, a) Alfred Hohn, Ottoberg, Eigentümer der Parzelle 530, führt 

Beschwerde gegen die Erschliessungsstrasse B, die er als 

unnötig bezeichnet. Sie führe mitten durch seinen Garten, 

und 1~egen des Geländes seien Stützmauern oder grossc Bö­

schungen erforderlich, was das Land eri.t<terte. Die Strasse 

müsse nur wegen einigen Spekulanten erstellt werden. 

Schliesslich macht er noch geltend, er wünsche überhaupt 

kein Bauland; er hätte seine Parzelle im 1. Quart-ierplan 

auszonen lassen; sie sei gegen seinen \Villen im neuen Yer­

fahren 1rieder eingezont worden. 
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Die Gemeinde weist in ihrer Vernehmlassung darauf hin, 

(i.ass die l'a.rzelle im alten u.nd im überarbeiteten Zonen­

plan zur Bauzone gehörte. Die Strasse B sei notwendig, 

um mindestens 10 Wohnbauten zu ersehliessen; sie 1-:erde 

erst bei Bedarf erstellt. Im weitern verweist sie auf 

ihren Einspraeheentseheid, in dem gesagt llird, dass die 

Steigung der geplanten Strasse wesentlieh geringer sei, 

als die d(lr bestehenden Zufahrt; ferner seien keine a.us-­

serge,:öhnlieheo. Böschungen zu erwarten. Sie beantragt .Ab­

weif;ung d.er Beschwerde. 

Vorerst ist festzuhalten, dass das Gnmdstück des Bes-::h•·ler­

d.eführe~-:-s ohne Zweifel zur Bauzone gehört. Die letzte Re­

vision des Zonenplans, die allein für die Zm-reisung zur 

Bauzone massgebend ist, erfolgte i!ll Jn.hre 1975: Oeff'ent·­

liehe Auflage vom 8. bis 21. April und Beschluss der Ge­

meindeversammlung am 31. Hai. Venu der Besehwerd.efüh:cer 

erkl\i.rt, er hätte seine Liegenschaft im erstem Que.rtier·­

plan auszonen lassen, kann das aus zwei Gründen nicht als 

stichhaltig be~leiebnet '~erden. Der erste Qua~·tierplan, 

vom Regierungsrat mit Beschluss vom 18. Dezember 1973 ge­

nehmigt, enthält nieht den klein";ten IIinb"eis darauf, dass 

die Parzelle Hohn ausgezont worden wäre. Selbst, wenn ein 

derartiger Beschluss vorgelegen hil tte, wäre er nicht mt!hr 

gültig, weil, li'ie oben dargc.i.egt, über den Zonenplan zwei 

Jallre sp:iter, am 31. Hai 1975, nochmals beschlossen wurde. 

In diesem Plan ist die Parzelle Mohn eindeutig der defini­

tiven Bauzone 11 2 zugewiesen. Im damaligen Genehmigungs­

verfahren llar diese Einzonung nicht angefochten worden. 

Es ist etaher nur noeh zu prüfen, ob der Beschwerdeführer 

durch die vorgesehene Quartierplanung und Landumlegung in 

unverhi:i.l tnismäs s iger i:.rt benaehtei 1 igt wi rc.. Im Berei eh 

seiner Liegenschaft besteht bereits ein Str6ssehen, das 
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der Erschliessung dient. Dieses ist aber höchstens für 

die landwirtschaftliche Nutzung knapp brauchbar, weist 

es doch'- nach Angaben der Gemoinde - ein Gefälle von 

20 % auf. Für die bauliche Erschliessung ist das absolut 

unzrreckmässig. Die neue, et~ras süd,fä.rts verschobene Li­

nien:l:'ührung ist daher vesentlich besser, ist doch die ma­

ximale Steigung auf 12 % beschränkt. Sie schneidet von 

der Parzelle des Beschwerdeführers den 1'eil ab, der in 

nordwestlicher Richtung als 10 Hd.er breiter Streifen 

die Verbindung zum SträsschP-n bildet. üoberba.ubar ist 

dieser Teil der Parzelle keinaswegs. Iru ncuen Quartier­

plan ist er ubgetrennt; dafür erhält der Besch•~erdefüh-

rer nun eine insgese,mt besser geformte Pa1•zelle rr:i t wesent·­

lich grösserem und zweclr..mä.ssigerem Anstoss an die geplante 

neue Strasse. Im Rab.!!len der Landumlegung erhält er statt. 

der alten 1720 m2 messenden Parzelle neu ein Grundstück 

im Halte vcn 1 1 679 m2. Dieser verhältnismässig geringe 

Verlust von 41 m2 \-rird entschädigt. Zu be~>chten is·~, dass 

dieser Abzug nur ründ 2,4 % ausmacht, ... ·ä!.Jrend •len meisten 

andern Grundeigen'i·.ümern im Planungsgebiet im Durchschnitt 

für die Erschliessung rund 6 '!; der eingeworfenen Fläche 

abgezogen ~rerden. Es wurde daher der Ta.ts<o,che Rechnung ge­

tragen, dass der Beschwerdeführer die Erschliessung nicht 

durch ein eigenes Daubegehren auslöste. Die Bederu~en, die 

neue Erschliessungsstrasse werde zu teuer und verrr:indere 

durch Stützmauern oder steile Böschungen den 'fert des Grund­

stücks des Beschwerdeführers, können in diesem Verfahren 

nicht beurteilt werden. Den Erwägungen unter Ziffer 3 kann 

entnommen werden, dass nur die Baulinien und der Ausbau­

standard der Strasse B, nicht aber die Strassenlinien in 

die Genehmigung eingeschlossen sind. Das Projekt für d.en 

Bau der Strasse muss nach den Vorschriften des Strassenge­

setzes öffentlich aufgelegt werden, Gleichzeitig ist die 
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Höhenlage d1n' Strasse durch Profile gcnau auszusteckcn. 

Sollte sich dabei eine für den Beschwerdeführer unztunutbarc 

Beeintrti.chtigung ergeben, so kann er dannzumal mit einer 

Einspracho das Projekt anfechten.. 

Aufgrund dieser EI'\-rägungen muss die Beschwerde abgevi.esen 

b) Die Erbengcmein~ chaft K:ca;of-Hut, Ot-to berg, vertreten durch 

K, Schmid-Krapf, Himril, erhebt Besclnrerde gegen den Quar­

tierplan m:it einer ü.hrllichen Begründung, w·ie sie seincrzcH 

bc:i. clcr Auflage des neuen Zonenpl:o>~ns gegen die Einzo.mmg 

der Parzellen 486 und 513 Einsprache erhob. S:i.e wendet ::;ich 

"gegen eine sinnlose Ucberbauung der schönen Landsclud:t". 

Nicht Strassen und Bauplätze könnten uns in Notzeiten er­

nälu·en, sondern unvcrbautcs Kultu.rl~..nd. 

Die Gemeinde beantragt Abweisung der Beschi{E:cde. Sie ver­

weist darauf, dass der Regierungsrat die Auszonung der Par­

zellen bei der Genehmigung des Zonenplans abgelehnt habe. 

Im weitem "erde das Nutzniessu.ngsrecht von Olga Krapf 

nicht beeinträchtigt und insgesamt. erhöhe sich durch die 

Landumlcgung der Wert der Liegenschaft. 

Im Beschluss vom 12, August 1975 \var vom Regierungsrat 

schon festgestellt ,,rorden, dass die Parzellen der Beschwer­

deführer mitten im Baugebiet liegen, das die Gemeinde cr­

schliesscn müsse, Daran hat sich auch durch die Quartier­

planung nichts geändert; es väre keineswegs im öffentlichen 

Interesse, eine Parzelle, die von bereits überbauten Par­

zellen umgeben ist, aus der Bauzone herauszunehmen, Es ist 

ferner festzuhalten, d&ss durch die La.ndumlegung die Situa­

tion für die Erbengemeinschaft wesentlich verbessert wird. 
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Die alte Parzelle 513 hatte eine höchst ungünstige l'orm; 

sie war weder zur Ueberbauung noeh zu intensiver land11irt-

schaftlieber Nutzung gut geeignet. Die Parzelle 736 war, 

obschon fünfeckig, eher besser geformt; wegen der neuen 

Baulinie ist sie jedoeh nieht mebr gut überbaubar, Beide 

Parzellenmassen zusammen 3'400 m2; nach durchgeführter 

Lanilumlegtmg misst di.e neue Parzelle 3' 263 m2, Es sind 

also 137m2 abzutreten; das sind 4 ~t der alten Landfhiche. 

Auch ohne Entsehädigung 
i 

die jedoeh ausdrüeklich zuge-

sichert wird - dürfte dar Wert dar neuen Parzelle trotz 

dem gerirrgern Ausmass wegen der. bessern Form höher liegen. 

Sio li.i.sr:>t sieh daher auch rationeller bt~wi1·tsehaf.tan, ,;emn 

die Jügentüme1· sie noch nicht Ube1·bauen wollen. D:!.o Be-

. sclmerde muss abgewiesen werden. 

c) J"laX Kra;Ef, 'feinfelde:a, Eigentümer der Parzelle 534, bringt 

in seiner Beseh,·Terde die gleiehen Arg".roente vor 'IÜe in 

seiner IDinsprar.he: E:!' erachtet die Erstellung dsr Stras.;;0 A 

als unnütz und zu teuer, Die ihm erwachsende Belastung er-

scheint ihm zu gross. 

Die Gemeinde beantragt Ablehnung, weil die Parzelle bisher 

überhaupt an keine St:rasse angesehlossen war; es bestand 

lediglich ein Fusswegreeht über die Parzelle 513. Da die 

Parzelle 534 zur definitiven Bauzone gehör~, ist die Ge­

meinde der Auffassung, sie müsse ersehloosen verdeu, 

Aueh in diesem Fall muss de1· Regierungsrat den Argumenten 

der Gemeinde folge.n. Land in einer Bauzone kann nieht als 

erschlessen gelten, wenn der Zugang lediglieh dureh ein 

Fusswegrecht gesiehert ist. Im weitem muss aueh festge­

halten werden, dass die Strasse .A nieht nur ,.;egen dieser 

Parzelle erstellt werden muss; sie ermäglieht allein im 
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Areal JJüsslishaldan die Erschliessung von mindestens 12 

weitern Bauparzellen. Ein Quarticrplan, der diese Strasse 

nicht vorsehen-würde, mUsste als unzweckn~ssig bezeichnet 

~erclen! Aus der Landumlegung enra.chsen dem Beschvcrdefüh­

rer weder besondere Vorteile noch Nachteile. Die heute 

_ rechteeluge Parzelle wird quadratischer; für den Verlust­

von 38 m2 wird er entschädigt. Die Beschwerde muss abge-

wiesen werden. 
I 
I 

i 
d) IIans Huber, Ottoberg, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Zell-

weger, Amriswil, erhebt Beschwerde gegen die Landumlegung. 

Er ist Eigentümer der Parzellen 417 und 1145. Sein Antrag 

geht dahin, es sei der Verlust an der Parzelle 1145, der 

durch die Verlegung des Schul- und Kirchwegs entsteht, 

•lurch Zuteilung der Parzelle 475 (Eigenti.ilnerin: Schul­

gemeincle O-ttoberg) auszugleichen. Zt:.gleich körm.te der Schul­

gemeinde als Ersatz vorn östlichen Teil der Parzelle 477 ein 

entsiJrechendcs Stück zugeteilt wcrcten. In der Begründung 

wird ausgeführt, dass der Verlust bei der Parze11e 1145, 

der >regen der Verlegung des Schuh.•eges entsteht, durch die 
- -

Neuzuteilung von z;;ei Dreiecken im Nord>resten und Süden 

der Parzelle 477 nicht genügend ausgeglichen werde. D.,s 

sUd;;es·~liche Dreieclt lasse sich nicht in den bestehenden 

Rehberg integrieren, das südliche Dreieck sei ein schlecht 

zu belTirtschsftendes "Bort". Wenn man dem Beschwerdefiihrer 

die Parzelle 475 zuteilen würde, könnte die Parzelle 479 

der Schulgemeinde auf Kosten der Pa.:.·zelle 477 in süd,·rest­

licher Richtung vergrössert wcrclen. Diese hätte statt 

zwei getrennten Parzellen eine einzige. Für den Bescb<er­

defiihrer ergäbe sich bei dieser Lösung Ersatzlanc1, das er 

w-eit besser bc1drtschaften könnte. Eventuell wird bean­

tragt, es sei der Ersatz fUr da.s abgetrenx.lte Stück der 

Parzelle 1145 so an die Pa.r.zelle 477 anzufügen, dass die 

Grenze parallel zur heute noch gültigen westlichen Grenze 

verlaufe. 
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Die Gemeinde beu.ntragi Ablehnung der Beschwerde. Sie ver­

weist darauf, dass im rechtsgültigen Zonenplan nicht bis 

zum 1faldrand eingezont wurde; die Grenze des Baugebiets 

h:lt einen Abstand von 25 Metern von diesem, Dadurch ergibt 

sich, dass von d.er Parzelle 1145 nur ein Dreieck zum Bauge­

biet gehört, das abf~r nicht. Uberba.ubar ist. Dieses Areal 

wurde bei der Landumlegung der Parzelle 477 zugeschlagen, 

wodurch diese eine wesentliche Aufwert1mg erfahren habe, 

Den Fuss·weg wollte die Gemeinde zuerst an den Waldrand ver-
1 

legen; er sei dann a.ufgrund einer Einspr-ache des Beschwer-

deführers auf die Zonengrenze verlegt ':ordeu. Dan Begehren 

nuf ZutE"ilv.ng der Parzelle 4"(5 mtllis nach Auffassung der Ge­

meinde abgcviesen werdun, weil die als Kompensation ange­

botene Abtretung im östlichen Teil der Parzelle 477 mind.er­

liertiges Land umfasse. Die Schulgemeinde hal tu s.n ei::1er Zu­

teilung der Parzelle '•75 in ähnlicher Lage fest, "'eil die­

ses Land für ein Lehrerwolm:1au.s besoncers geeignet sei. 

Bei der Neuzuteilung der Parzelle 477 st-i a.u~h der Tatsa­

che Rechnung getragen wo:..·den, dass sie - auf Wuns~h des 

Beschwerdeführers - im Zonenplan als Richtplangf'biet allsge­

schieden sei. Es sei danach getrachtet 1>:orden, sie möglichst 

unverändert zu belassen; nur so sei die 1975 genclunigte Ein­

zonung sinnvoll. Die Gemeinde bestreitet, dass die Yerle­

gilllg des Schulwegs für die Schulgemeinde ein Vorteil sei; 

sie bringe vor allem dem Beschwerdeführer Vorteile und sei 

seiuen Interessen angepasst vorden, Ferner "rird bestritten, 

dass das neuzugeteilte Stück für Rebbau ungeeignet sei; bis 

vor kurzem sei die alte Parzelle 475 noch als Rehparzelle 

genutzt worden. Richtig sei dagegen, dass wegen der n~uen 

Grenzziehung der neue Parzellenrand nicht mit dem "derzei­

tigen Verlauf der Reben" übereinstimme. Bei einer spätem 

Neubepflanzung sei die Anpassung jerloch jederzeit möglich. 

Die Zuteilung des schlecht zu bewirtschaftenden "Dorts" a.n 

der Südgrenze ist uach Auffassung der Gemeiude Z'.veclunässig, 
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,.,eil bei eine1· spti.tern Ueberführung des Riebtplangebiets 

in die Bauzone eine Bautiefe von 25 Metern erforderlich 

sei. Die eventuell beantragte Grenzziehung parallel zur 

bestehenden Westgrenze 'drd abgelehnt, weil dadurch die 

gesamte Neuparzellierung des Geuanns erschwert word.e und 

die Erschliesfnmgsstrasse C - samt Kehrplatz - verlängert 

,;erden müsse. 

Bei der Beurteilung der BeschwerdA muss davon auagegangen 

werden, dass im neuen Zonenplan vom 12. August 1975 auf 

Wunsch des Beschwcrdefi.!.h:rers seine l'ar;r.elle 477 - zusam-

men mit den beiden in der südöstlichen Ecke des Planungs­

gebiets liegenden Parzellen 543 und 545 - als einzige dem 

Eichtplangebiet zugewiesen wurd.en. (Parzelle 47'{: 3 '269 m2, 

Parzellen 543 m:•.d 545 zusammen: 1 1 882 m2, Quad•ie:o:-plange­

biet ~otal: 106'081 m2). Dieser besendem baurechtliehen 

Gegebenheit musste bei d.er Umlegung Rechnung getragen "·er­

den. Die Parzellen 543 und545 bli~ben 1mverändert. Die Per­

zelle 477 erfährt in ihrem wesentlichen Bestand ebenfalls 

lteine Veränderung; lediglich die nördliche Grenze wird 

dem Verlauf der Erschlicssungsstrasse C angepHsst. Eine 

'~esentlich von dieser Einzonung abweichende Zuteilung im 

Rahmen der Landumlegung wäre nicht zueckmässig ge,;esen, 

weil man sonst den Zonenplan hätte abändern müssen. Es 

musste daher in der Umlegung nur entschieäcn werden, wo 

der zum Baugebiet gehörende "Dreispitz" der Parzelle 1145, 

der durch den neuen Fusswcg abgetrennt "1-lird, am zueckrnäs­

sigsten der Parzelle 477 angegliedert 'rerden konnte. Die 

Ucberlegung, im Hinblick auf eine später einmal mögliche 

Ucberbauung,dcn östlichen Teil n?"!" Parzelle so"aufz=tocken", 

dass sich eine Bautiefe von 25 Notern ergibt, ist sicher rich­

tig. Sie wertet, auf weiteste Sicht allerdings, das Grund­

stück des Beschwerdeführers auf. Das am westlichen Teil an­

gefügte Dreieck, immerhin rund 310 m2, ist - vieder mit 
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Blick auf die später mögliebe Zuweisung zur Bauzone - eben­

falls zwcclunässig. Vom Besclmerdeführer wird aber nicht zu 

Unrech.t eingewendet 1 es lasse sich nicht zweck.mässig ein­

gliedern in die be~tehende Nutz1mg. Dagegen scheint der 

Eimvund, es eigne sich für Rebbau überhaupt nicht, l;:aum 

zwingend, weil das Areal bis vor lmrzem so genutzt 'mrde. 

In: übrigen ist der Hinweis auf den Rebbau auch darum nicht 

st.ichha.l tig 1 \·Teil t:las von Parze llc ll45 a.bzutrennende Drei­

eck dt:rch den Zonenplan für die !>au·t::.cb.e Nutzung bestirnmt 

ist; das gleiche gilt - •renn auch auf' '1-Teit.ere Sicht - für. 

clie im Riebtplangebiet befindliche Parzelle 477. Einen 

speziellen Al'1Spruch auf die Zuteilung rebbaufähigen Lan-· 

G.es hat rler Besch;1erd.eführer deshalb nicht. 

Nach Auffassung des Regierun&;sru.tes muss das Begehren, es 

sei ri.ie Parzelle 4'/5 der Schulgemeinde na,:h Osten, au.schli es­

send an die Parzelle 479, umzulegen, abgelehnt "rerden. Das 

ist nicht nur -wie bereits ausgeführt -- begründet durch 

die mit der Zonenplanrevision beschlossene Ein2onung der 

Parzelle 477 in das Richt.plangebi et 1 sonelern auch durch 

die Tatsache, dass bei einer Landumlegeng der Grundeigen­

tümer in'der Regel darauf Anspruch hat, bei Einwurf eine:;: 

zur Heberbauung geeigneten Parzelle eine Zuteilung unge­

fähr in gleicher Grösse und Lage zu crlta.J.ten. Der Schulge­

meinde darf daher nicht ohne triftigen Grund die Parzelle 

4'/5 ,;eggenomruen und andernorts zugeteilt werde::~.. 

Sch;dcriger • 4 
1Sv die Frage zu beurteilen, ob der Ersatz des 

abgeschnittenen Dreiecks der Parzelle ll45 als Rechteck an 

die heutige Westgrenze anzugliedern sei oder, wie es die 

La.ndumlegung vorsieht, als Dreieck mit neuem Grenzverla.uf. 

Die Gemein<le ;;eist darauf hin, dass die vom Beschve-..·<iefüh­

rcr vbrgeschlag;me Lösung eiae Verlänge:ru.ng der Stichstrasse 

C (einschliesslich des llendeplatzes) erfordere. Das ist 
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richtig, fällt aber insgesamt doch nicht so stark ins Ge­

wicht. Ein öffentliches Interesse an_ der von der Gemeinde 

beschlpssenen Grenzziehtmg besteht aber wegen der Grenz­

ziehung der neuen.Parzellcn 8 (Kurt Wendel) und 9 (Sa.ndro 

Neul<:.omm). Für sie ist d.er Grenzverlauf senkrecht zur Stras­

se Ader einzig richtige. Dadurch ergibt sich für die eher 

schmtde Parzelle der Schulgemeinde zv:ingend die Lage der 

1-restlichen Grenze. lriirde ma.n dem .\.nt.rag des Beschwerdefüh­

rers folgen, so ergäbe sich für die Schulgemeinde ein 

trP.pezförmiges Grundstüc!c, das nicht mehr so gut i.iberbe.u-­

bar 1~äre. Im Hinblick auf eine cpüt.ere Ueberbauung lä~st 

sich dieser Nachteil bei einer Parzellicrung der viel brei­

teren Parzelle des Besch1,•erdeführers ( ca. 90 Neter gegen 

.25 Neter der Schulgemeinde) viel besser ausgleichen, Im 

Blick auf die künftige Nutzung muss die Beschwerde dahc;r 

abge1-Tiesen 1rerden. 

Da die Grenzen der mit dem Riebtplangebiet identischen 

Parzelle 477 im Quartierplan et-.,ras verschoben werden, ist 

die Umgrenzung des Richtplangebiete:; im Zonenpla-n von der 

G-emeinde entsprechend zu lwr:dgie:ren, sobald die Quartier­

planung rechtskräftig wird. 

e) Hans Helblinl", Ottoberg, beansta.ndet, dass durch die Land­

umlegung der '~estliche Teil seiner Parzelle 482 abgetrennt 

werde, der ein schöner Bauplatz mit "Obenausfahrt" sei. 

Der nach der t:mlegung verbleibende Rest sei ein 11ertlosos 

Dreiecl~:, Die Neuzuteilung südöstlich der "Werkstatt sei 

>vertlos, 1-1eil sie a.n einem Steilbord liege. Wenn an der 

Landumlegung festgehalten werde, verlange er für das ent­

''ertete Landstüclc die volle Differenzentschädigung 7.:\dschen 

Bv.ulandpreis und landvli rts cha.ft.lichem Ertragswert. 

Die Gemeinde macht geltend, dass durch die neue Grenzzie­

hung die Veberbaubarkeit der Parzelle 482 nicht verunmöglicht. 
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werde. Danlt der Verlegung der Erschliessungsstrassc B wer­

de für den Beschwerdeführer die Zufahrt auf der Südseite 

seiner Liegenschaft verbessert und sein Haus werde von der 

Baulinie nicht mehr angeschnitten. 

Grundsi:itzlich muss festgehalten werden, <lasu im Rahmen 

einer LD.ndumlcgung soweit möglich für jeden Betroffenen 

die Grenzen verbessert und einwandfreie Ueberbauungsvor-

auss0tzungen geschaffen werdem sollten. Es ist daher beim 
i 

Begehren cles Besch,>'erdeführers auch in Erwägung zu ziehen, 

wie sich clas auf das Nachbargrundstück 481 auswirken würde. 

Betrachtet man diesen Zusammenhang, so zeigt sich doch ein­

deutig, dass die neue Grenzziehung insgesamt weit mehr Vor­

teile auf·..reist. Für die Parzelle 518, die baulich überhaupt 

nicht nutzbar war, und die alte Parzelle 482 erhä.lt der 

Jlesch,verdefi.ihrer eine neue Parzelle im Halte von 3'236 m2; 

seine Abtretung macht nur 135 m2, also lediglieh 4 ~~ des 

eingeworfenen Landes aus. Die neue Parzelle lässt sich, 

auch bei. Berücksichtigung der bestehenden :Badeanlaga, ohne 

Schvierigkeit in drei Bauplätze unterteilen. Die neue Zu­

teilung längs der Strasse B >·Tertet vor allem das Hu.us des 

Besch,·rerdeführers erheblich auf, weil es von der neucn 

Baulinie nicht angeschnitten wird. Ein allfälliger Ausbau 

oder Umbau, der jetzt wegen des zu geringen Abstands von 

der Strasse r>ur mit einem Hehrwertrevers be•>'illigt werden 

könnte, entfällt nach der neuen Planung. Schliesslich kann 

dank der Umlegung nun auch das auf der Parzelle 482 lasten­

de Fuss- und Ilahrwegrecht zu Gunstcn der Parzelle 481 ge­

löscht werden, weil diese nun einen vollwertigen Anstoss 

an die Staatsstrasse erhält. Beliesse man die a.lte, sehr 

vilH;ürliche Grenzziehung, so whrc aber auch der Eigentümer 

der Parzelle 481 benachteiligt, ·r~eil sie durch zwei ein­

springende Ecken bisher ausserordentlich ungünstig geformt 

>-Iar. 'l'leil die neue Grenzziehung nicht nur insgesamt, sondern. 
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auch im Blick auf die Parzelle 482 doch erhebliche Vorteile 

hat," ,.relche die vom Beschwerdeführer vorgebrachten Nach­

teile überwiege.n,ist die Beschwerde abzuweisen. 

f) Hans Geiger's Erben, Ottoberg, erheben lediglich Beschwerde 

gegen die. Aufhebung de:s Puss- und Ff~hrwegrechts, das zu 

Gunsten ihrer Parzelle auf der Parzelle 482 lastete. 

Die Gemeiude beantragt Ahweis•mg ö.er Beschwerde, wei.l auf·-
' ' grund der Neuzuteilung die Parzelle 481, die vorher nur an 

einem Punkt an die Stau:t-sstrasse grenzte und daher l•eine 

Zufahrt auf eigenem Boden hatte, nun volhrertig ohne B::-an­

spruchung anderer Grundstücke eine auch verkehrstechnisch 

voll befriedigende Erscbliessung schaffen könne. 

Der Argumentation des Gemeinderates muss beigDpflichtet 

werden. Aus der Sicht des öffentlichen nechteß besteht kein 

Gruud,. am Fuss- und FahrHagrecht festzuhc.J.ten. Dieses \d.rd 

überflüssig, sobald der neue Besitzr;tand gilt, 'l'lcil es ge-· 

radezu unsinnig wäre, dann über das Grundstück 482 zur 

Parzelle 481 den Zugang zu suchen, Die Neuzut.eihmg ver­

schafft den Beschwerdeführern genügend Strassenanstoss, 

um eine verbesserte Zufahrt auf eigenem Grund ~u schaffen. 

Ob nach wie vor ein Fuss- und Pahrwegr-::-:::~ti:. zu Gtmsten der 

Farzelle 482 auf d&r Parzelle 481 lßsten muss, ist nicht 

zu prüfen, weil dies nicht Gegenstand der Beschwerde ist. 

Es darf aber mindestens festgehalten werdeu, dass die l:'ar­

zelle 482 auf dieses Recht nicht mehr angewiesen ist, wenn 

die Erschliesstu1gsstrasse B e;eba.u'L wird. 

Ob der Beschwerdeführer irgend~relcbe pri vatrechtlichen An­

sprüche in bezug auf das streitige Vagrecht geltend ma.chEm 
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lmntl, ist in dicse:n öftentlich-rochtlichcu Veri'<~.hran nicht 

zu pruton; hier.für h:A.tte sich der l!escl.'VordafUbror gege­

bellonta.lls äll das zuattlnJ.i ge De:lirlts(Jeri cht zu vonJ o>n. 

n o r Hogiorungsra.t b c & c h l i & a s t 

· 1. IJ.~r ·Jut,rtierplc.n lluhot'br.um-lHlllsli·t~hald.on dor Oemoindo l-li\r­

stetton wil-d im 5inno ~,iol' 'Lrw:lg\m~en r.enohl:tigt. l.Jadurch or­

hs.Hon die tolgorul<m Dcsta.nd·~eiJo H.t>chtskraft: 

- lX\ulinien. ( oinsch1iess lieh Katcstrophenbll.ulinic) 

- Ausln•ufltnndarrl der Srscblics~iun~sst.r~·ll:en A, D und C 

- !-Jivtta.ulininn der l:rschlicssungl:llltrnss<~n A, !I und C 

}'uG<;llcgo ( LinienfUhnmg und Ausbal.lbroi to) 

t.un.tluml oaun~ iultlusi ve Abschnitt~ "Inkr1~ft t.retung" und 

01 l4\llth:.btretungou 11 ues An.l\1\DI':'I!I Ztll!! QUArti Orl) la.n 

2. Dio Boschvcrdcn von 

- Alfrod Hohn, Ottob(Jr'S 

- l:rbonnol':leinschaf't. Kra<li'-Uutt Ottol;e•·e 

- Nux Kr .. pf 1 Woinfeldon 

- lloo.n Huhcr, Ot·h,berg 

lic.nr. He 1 b Une, Ot tobe rg 

- ll. Gds;er's Erb<m, Ottoborg 

'lfli'rden ir.t :.'litino der Brvtl.~;ungen o.bgövi.aucn. Die lloscbye:'\J.ci\ih­

rer bezahlen oino Hesclllus.sc.stnxe von je .lo'r. 50.- und jo 

dnen Zohnt~l der Aus1'ertiell.<'lt;Sg':lnührcn. Dia rostliehen Aua­

fortigungsgcbUbreu vcrtlen a.u.f cli c :5iM1.s%al!so gtmollll!lou. 
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3. Hitteilung an: - G0meinder&.t Närstetten 
8562 Hiirstclli!.!. 
unt.ol: Beilage eines Qu,utierpla.ndossiers· 
mit Genehmigungsvermerk cuf dem Quartier­
pl:m Nr. 3, dem NiVF!aulinienplan für die 
Quartierstrasse A, dem Niveaulinienplan 
für die Quartierstrassen B und C so"rie dem 
Anhang, Abschnitte "Inh.r&fttre·twlg" und. 
"Landabtrctungeu'' 

Alfred Nohn 
8560 OttolJcrJZ 
Charge mit llücl~schejn 

Erbengemeinschaft Krapf-Hut 
zh. Karl Schrnid-Krapf 
Bachtelstr. 46 
8340 Him1il 
Cha1·ge mit Rückschein 

Hax Krapf 
Florastr. 10 
85'70 Yfeinfi!l(1.en 
Charge mit Wiekschein 

Rechtsanwalt Dr. H.J. Zellweger 
Kirchi:ltr. 36 
8580 Amriswi.J 
zh. Hans Huber, Ottoberg 
Charge mit Hüch.schein 

Hans Hel b ling 
Kunst-stoffprodukte 
8560 Ottoberg 
Charge mit Ttückschein 

Erbengemeinschaft Geiger 
zh. Bcrta Geiger 
8560 .2.:t!i.2.!?erp: 
Charge mit lWckschein 

Baudepartement 

Tiefbauamt 

Amt für Raumplanung 
unter Beilage eines Quartierplandossiers 
mit Genehmigungsvermerk auf dem Quartier­
plan Nr. 3, tlem NiYeaulinienplan für die 
Quartierstrasse A, dem iü veaulini enplan 
für die Quart.ierst:r·asseu B und C und dem 
.'l.nhang, Absch;"lit·be "Inll:raftsetzun.g" und 
"La.ndabtretungen" sowie der übrigen .Akten 

Für richtige Ausfertigung: 

DER STJ\-4.T3SCIL1EIBER 
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